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D/e Energ/e-Wienc/e /sf e/nge/e/fef
Seit der Annahme der
Moratoriumsinitiative am
23. September 1990 hat
sich die Energiepolitik in der
Schweiz radikal verändert.
Ab 2000 soll der Energie-
verbrauch nicht mehr
zunehmen, verlangt das
Aktionsprogramm «Energie
2000». Was ist zu tun, wenn

diese Ziele erreicht werden
sollen?

Volksabstimmungen können die
politische Landschaft in unserem
Land manchmal auch verändern,
entgegen allen Behauptungen,
Bern mache doch, was es wolle,
und entgegen aller Resignation be-
züglich der Wirksamkeit unserer di-
rekten Demokratie. Der 23. Sep-

tember 1990 brachte eine radikale
Änderung in der Energiepolitik, und
zwar in der von Volk und Ständen
beschlossenen Richtung: Die be-
stehenden Atomkraftwerke werden
zwar weiter genutzt, aber in den
nächsten zehn Jahren werden kei-
ne neuen Bewilligungen für neue
Atomkraftwerke mehr erteilt.

Bundesrat und Parlament fassen
den Volksentscheid als Handlungs-
auftrag des Stimmbürgers zur ratio-
nellen Energieverwendung und
zum Einsatz der erneuerbaren
Energien auf. Entsprechend ein-
deutig und speditiv.haben sie denn
auch gehandelt. Schon am Abend
nach der Abstimmung forderte der
Vorsteher des Eidgenössischen
Verkehrs- und Energiewirtschafts-
départements (EVED), Bundesrat
Adolf Ogi, zum Energiefrieden und
zum gemeinsamen Handeln auf.

Der bisherige erbitterte Graben-
krieg um die Atomenergie, welcher
jahrelang jeden entscheidenden
Fortschritt in unserer Energiepolitik
blockierte, soll einer fruchtbaren
und wirksamen Zusammenarbeit
aller Beteiligten weichen. Was Um-
Weltorganisationen schon lange
proklamierten, überzeugte jetzt
auch den Vorsteher des EVED,
der in vielen Einzelgesprächen
Vertreterinnen von Politik, Kanto-
nen, Gemeinden, Wirtschaft, Priva-
ten, Energieversorgungsunterneh-
men, Konsumentenorganisationen
für die neue Strategie gewinnen
konnte. Die Grundzüge des Ak-
tionsprogramms «Energie 2000»
wurden am 7. November 1990 dem
Bundesrat und der Presse vorge-
stellt und am 27. Februar 1991 vom
Bundesrat gutgeheissen.

Stabilisierung
des Energiekonsums

Damit wurden zum ersten Mal poli-
tisch verpflichtende Ziele für den
Energieverbrauch und den Beitrag
der erneuerbaren Energien festge-
legt, nämlich eine Stabilisierung
des Konsums von fossiler Energie
und der C02-Emissionen zwischen
1990 und 2000 und eine anschlies-

Die Räder des Schweizer Parlaments drehten rekordverdächtig schnell:
Energien müssen besser genutzt werden (Energienutzungsbeschiuss).
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sende Reduktion, eine Stabilisie-
rung des Elektrizitätsverbrauchs ab
2000 und ein Beitrag der erneuer-
baren Energien zur Stromerzeu-
gung im Jahre 2000 von 0,5 % und
zur Wärmeerzeugung von 3 % des
Verbrauchs fossiler Brennstoffe.

Das Parlament hat in der Dezem-
bersession 1990 den Energienut-
zungsbeschluss verabschiedet und
damit einer Reihe von wichtigen
Massnahmen zur Erreichung dieser
Ziele zugestimmt wie: Vorschriften
über Geräte, Apparate und Fahr-
zeuge, verbrauchsabhängige Heiz-
und Warmwasserkostenabrech-
nung, Anschlussbedingungen für
dezentral erzeugte Energie, Infor-
mation, Beratung, Aus- und Weiter-
bildung, Forschung, Entwicklung,
Pilot- und Demonstrationsanla-
gen, Förderung der Abwärmenut-
zung und der erneuerbaren Ener-
gien. Der Bundesrat hat den
Beschluss auf den 1. Mai 1991 in
Kraft gesetzt, also nur gut sieben
Monate nach der Abstimmung über
den Energieartikel, in einer für die
Schweiz rekordverdächtig kurzen
Zeit.

Möglich war diese rasche Gangart
nur dank dem Konsens, dem Ener-
giefrieden und der Bereitschaft
mitzumachen, vor allem auch der
politischen Parteien. Das «Aktions-
Programm Energiepolitik 1990-
2000» der vier Bundesratsparteien
vom 9. November 1990. stimmten
bezüglich der Ziele und Massnah-
men weitgehend mit «Energie
2000» überein. Es soll nun mit ins-
gesamt über 50 verschiedenen
Stellen von Bund, Kantonen, Ge-
meinden, Wirtschaft und Privaten
verwirklicht werden. Selbst die
Zusammenarbeit der früheren
Hauptgegner im Grabenkrieg um
die Atomenergie (Elektritzitätswirt-
schaft und Umweltorganisationen)
wurde an zwei gemeinsamen Ver-
anstaltungen in Schaffhausen (Pro-
jekt «Energiestadt») und Bern (er-
ste Sitzung der Begleitgruppe von
«Energie 2000») öffentlich demon-
striert. Bemerkenswert ist, dass die
Öffentlichkeit dies nicht mit mehr
Erstaunen zur Kenntnis genommen
hat. Streit ist offenbarfürdie Medien
interessanter als Konsens.

Zur Verwirklichung des Programms
ist eine spezielle Organisations-
struktur geschaffen worden. Unter

der Programmleitung im Bundes-
amt für Energiewirtschaft (BEW)
wurden vier Aktionsgruppen für die
Erreichung je eines Ziels (Brenn-
Stoffe, Treibstoffe, Elektrizität und
erneuerbare Energien) gebildet. In
jeder Gruppe sind die massgeblich
betroffenen Stellen von Staat und
Wirtschaft vertreten. Die Leitung
wurde an Fachleute der Privatwirt-
schaft übertragen. Daneben wur-
den Gespräche eingeleitet, um
nach wie vor umstrittene energiepo-
litische Fragen (Entsorgung radio-
aktiver Abfälle, Wasserkraftnut-
zung, Übertragungsleitungen) mit
den direkt Betroffenen zu diskutie-
ren um zu einvernehmlichen Lösun-
gen zu gelangen.

Was bleibt zu tun?

Der erste Schritt zur Erreichung ei-
nes Ziels ist immer der wichtigste;
er ist im vergangenen Jahr getan
worden. Aber viele weitere Schritte
müssen folgen; denn die Ziele von
«Engergie 2000» sind zwar keine
Utopien, aber auch keine Alibis. Zu
ihrer Erreichung braucht es noch
grosse Anstrengungen auf allen
Stufen und von allen Beteiligten.

Im Gesetzgebungsbereich stehen
beim Bund die konsequente An-
wendung der Möglichkeiten des
Energienutzungsbeschlusses (vor
allem Verbrauchsvorschriften für
Geräte, Apparate und Fahrzeuge),
des Energiegesetzes (Grundsätze
zuhanden der Kantone betreffend
Minimalanforderungen für neue
und bestehende Gebäude und Sa-
nierungsprogramme) und ein Ge-
setz zur C02-Abgabe (inklusive Ver
wendung eines Teils der Mittel für
die Energiepolitik) im Vordergrund.
Bei den Kantonen und Gemeinden
sind,die noch bestehenden Lücken
im energiepolitischen Programm
rasch zu schliessen, die Gesetze
dem Stand der Technik anzupas-
sen und der Vollzug der Massnah-
men wesentlich zu verbessern. Zu-
sammen mit den Kantonen,
Gemeinden und der Energiewirt-
schaft sollen die Tarifempfehlungen
des EVED vom Mai 1989 möglichst
rasch und umfassend verwirklicht
werden.

Bei der Wirtschaft und den Privaten
geht es jetzt um die Konkretisierung

und Umsetzung von angekündigten
Programmen. Neben den beste-
henden zahlreichen Einzel- und Pi-
lotprojekten sind breite Programme
und Förderungsstrategien zum Ein-
satz der erneuerbaren Energien
und zur rationellen Energieverwen-
dung zu entwickeln. Der Beitrag der
Umweltorganisationen mit dem
Projekt «Energiestadt» muss auf
Pilotgemeinden in der Westschweiz
ausgedehnt und anschliessend
möglichst rasch verstärkt werden,
wenn «von unten herauf» eine Brei-
tenwirkung erzielt werden soll.

EG ein Hindernis

Ein Hindernis auf dem Weg zu
«Energie 2000» könnte die europä-
ische Integration werden. Die Dis-
kussion Schweiz/Europa könnte als
Vorwand dienen, um im Energiebe-
reich nichts tun zu müssen. Dabei
ist von Seiten des Bundesrates im-
mer wieder die Notwendigkeit einer
Harmonisierung der Energiepolitik
mit der EG und den übrigen Indu-
strieländern betont worden. Dies
bedeutet aber keinesfalls, dass wir
ängstlich auf die EG blicken müs-
sen, welche ohnehin mit ihrer Zen-
tralisationstendenz nicht immer als
energiepolitisches Vorbild zu be-
trachten ist, sondern dass wir das
Richtige tun und mit dem guten Bei-
spiel vorangehen.

Die Auseinandersetzung um die
Betriebsbewilligung für das AKW
Mühleberg, um die Entsorgung der
radioaktiven Abfälle und um die
neuen Wasserkraftprojekte (z.B.
Grimsel) werden immer wieder von
der einen oder andern Seite als Be-
drohung des Energiefriedens be-
zeichnet. Entscheide sind in diesen
und weiteren energiepolitischen
Fragen nötig; sie sollen aber nicht
einfach übers Knie gebrochen, son-
dem von den Betroffenen diskutiert
und einem Konsens zugeführt wer-
den. «Energie 2000» soll fürdiesen
Prozess ein Forum bilden. Gefähr-
det wäre der Energiefrieden dann,
wenn keine ernste Gesprächsbe-
reitschaft mehr bestünde oder die
Energiesparantrengungen zu einer
reinen Alibiübung würden.

Hans Luz/'us Schm/'d *

*Hans Luzius Schmid ist Vizedirektor beim
Bundesamt für Energiewirtschaft.
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